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Standort 
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86609 Donauwörth 
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+49 906 7009-0 
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2. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Allmannshofen nach 
§4 Abs.1 BauGB 

 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zu o. g. 2.Änderung des Flächennutzungsplanes  erhalten Sie unsere Stellung-
nahme wie folgt. 
 
1 Sachverhalt 
 

Das Planungsgebiet umfasst ca.0,58 ha. 
 
Als Art der baulichen Nutzung ist eine Grünfläche mit Zweckbestimmung 
Spielplatz vorgesehen. 

 
Das Baugebiet ist nicht bebaut. 
 
Nachfolgend wird dazu gemäß § 4 Abs. 1 BauGB als Träger öffentlicher Be-
lange aus wasserwirtschaftlicher Sicht Stellung genommen. Andere Fachfra-
gen, wie z. B. hygienische Belange, Bebaubarkeit, Baugrund- und Bodenver-
hältnisse, werden in dieser Stellungnahme nicht behandelt. 
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2 Wasserwirtschaftliche Würdigung 
 
2.1 Wasserversorgung und Grundwasserschutz 

 
2.1.1 Wasserversorgung 

 
Die Trinkwasserversorgung wird durch den Zweckverband der Schmuttergruppe in 
ausreichendem Umfang sichergestellt. 

 
2.1.2 Löschwasserversorgung 

 
Ob diese ausreichend ist, sollte der Kreisbrandrat beim Landratsamt beurteilen. 

 
2.1.3 Trinkwasserschutzgebiete, Heilquellenschutzgebiete 

 
Trinkwasserschutzgebiete werden nicht berührt.  

 
2.1.4 Altlasten und vorsorgender Bodenschutz 

 
Im Bereich der geplanten 2.Änderung des Flächennutzungsplanes sind keine Grund-
stücksflächen im Kataster gem. Art. 3 Bayer. Bodenschutzgesetz (BayBodSchG) auf-
geführt, für die ein Verdacht auf Altlasten oder schädliche Bodenveränderungen be-
steht.  

 
Dem Wasserwirtschaftsamt liegen keine Informationen über weitere Altlasten, schäd-
liche Bodenveränderungen oder entsprechende Verdachtsflächen in diesem Bereich 
vor. Dessen ungeachtet sind entsprechende ergänzende Erkundigungen bei der zu-
ständigen Kreisverwaltungsbehörde unverzichtbar. 
 
Auf den „Mustererlass zur Berücksichtigung von Flächen mit Bodenbelastungen, ins-
besondere Altlasten, bei der Bauleitplanung und im Baugenehmigungsverfahren“ der 
ARGEBAU, der mit IMS vom 18.04.02, Az. IIB5-4611.110-007/91, in Bayern verbind-
lich eingeführt wurde, wird verwiesen. 
 
Vorschlag für Hinweise zum Plan:  

 
„Sollten bei den Aushubarbeiten organoleptische Auffälligkeiten des Bodens 
festgestellt werden, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast hin-
deuten, ist unverzüglich die zuständige Bodenschutzbehörde (Kreisverwal-
tungsbehörde) zu benachrichtigen (Mitteilungspflichten gem. Art. 1, 12 Abs. 2 
BayBodSchG).“ 
 
„Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass Böden mit von Natur aus erhöh-
ten Schadstoffgehalten (geogene Bodenbelastungen) vorliegen, welche zu zu-
sätzlichen Kosten bei der Verwertung/Entsorgung führen können. Wir empfeh-
len daher vorsorglich Bodenuntersuchungen durchzuführen. Das Landratsamt 
ist von festgestellten geogenen Bodenbelastungen in Kenntnis zu setzen.“ 

 
2.1.5 Vorsorgender Bodenschutz 

 
Durch das Vorhaben werden die Belange des Schutzgutes Boden berührt. Nach Bau-
gesetzbuch (BauGB) Anlage 1 (zu § 2 Absatz 4 und §§ 2a und 4c) ist für die vorhan-
denen Böden eine Bestandsaufnahme und Bewertung der im Bundesbodenschutzge-
setz (BBodSchG) aufgeführten Bodenfunktionen durchzuführen. 
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Für die Bodenuntersuchung einschließlich der Bodenfunktionsbewertung wird emp-
fohlen, einen qualifizierten Fachgutachter zu beauftragen. Dabei sind ggf. vorhan-
dene geogene bzw. großflächig siedlungsbedingte Bodenbelastungen zu berücksich-
tigen. Darüber hinaus sind geeignete Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und 
zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen auf das Schutzgut Boden aufzuzeigen.  
 
Bei Erd- und Tiefbauarbeiten sind insbesondere für Aushub und Zwischenlagerung 
zum Schutz des Bodens vor physikalischen und stofflichen Beeinträchtigungen die 
Vorgaben der DIN 18915 und DIN 19731 zu berücksichtigen. Zudem wird empfohlen, 
im Vorfeld von Baumaßnahmen mit einer Eingriffsfläche > 5.000 m² oder bei Böden 
mit hoher Funktionserfüllung oder besonders empfindlichen Böden eine bodenkundli-
che Baubegleitung einschließlich Bodenschutzkonzept, gemäß DIN 19639 Boden-
schutz bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben vorzusehen. 
 
Die Entsorgung von überschüssigem Bodenmaterial sollte zur Vermeidung von Bau-
verzögerungen und Mehrkosten mit ausreichendem zeitlichem Vorlauf vor Baubeginn 
geplant werden. Dabei wird die Erstellung einer Massenbilanz „Boden“ mit Verwer-
tungskonzept empfohlen. Oberstes Ziel ist die Vermeidung von Bodenaushub bzw. 
die Wiederverwendung von Bodenmaterial innerhalb der Baufläche. 
 
Bei überschüssigem Aushubmaterial sind abhängig vom jeweiligen Entsorgungsweg 
die rechtlichen und technischen Anforderungen (z. B. § 12 BBodSchV, Leitfaden zur 
Verfüllung von Gruben und Brüchen sowie Tagebauen, LAGA M 20 1997 sowie 
DepV) maßgeblich. 
 
Vorschläge für Hinweise zum Plan: 

 
„Mutterboden ist nach § 202 BauGB in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor 
Vergeudung und Vernichtung zu schützen. Überschüssiger Mutterboden 
(Oberboden) oder geeigneter Unterboden sind möglichst nach den Vorgaben 
des §12 BBodSchV zu verwerten. Es wird empfohlen, hierfür von einem geeig-
neten Fachbüro ein Verwertungskonzept erstellen zu lassen“ 
 
„Der belebte Oberboden und ggf. kulturfähige Unterboden sind zu schonen, ge-
trennt abzutragen, fachgerecht zwischenzulagern, vor Verdichtung zu schützen 
und möglichst wieder seiner Nutzung zuzuführen.“ 
 
„Dem Wasserwirtschaftsamt liegen Anhaltspunkte für eine geogene bzw. groß-
flächig siedlungsbedingte Bodenbelastung / organische Böden (Moore), Böden 
mit hoher Funktionserfüllung oder besonders empfindliche Böden im Pla-
nungsbereich vor. Es sind daher Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung 
und zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen erforderlich.“ 
 
„Bei Erd- und Tiefbauarbeiten sind zum Schutz des Bodens vor physikalischen 
und stofflichen Beeinträchtigungen sowie zur Verwertung des Bodenmaterials 
die Vorgaben der DIN 18915 und DIN 19731 zu berücksichtigen.“ 
 
„Das Befahren von Boden ist bei ungünstigen Boden- und Witterungsverhält-
nissen möglichst zu vermeiden. Ansonsten sind Schutzmaßnahmen entspre-
chend DIN 18915 zu treffen.“ 
 
„Es wird empfohlen, entsprechend DIN 19639, die Baumaßnahme in der Pla-
nungs- und Ausführungsphase von einer qualifizierten bodenkundlichen Bau-
begleitung beaufsichtigen zu lassen.“ 
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„Zulieferung von Bodenmaterial: Soll Bodenmaterial i. S. d. § 12 BBodSchV zur 
Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht verwendet werden, sind die 
Anforderung des § 12 BBodSchV einzuhalten.“ 
 

2.1.6 Einsatz von erdgekoppelten Wärmepumpen-Systemen 
 

Ob der Baugrund im Baugebiet für einen Einsatz von Grundwasser-Wärmepumpen 
geeignet ist, ist im Einzelfall zu prüfen. Die fachliche Begutachtung für Anlagen bis zu 
einer Leistung von 50 kJ/s wird hier von Privaten Sachverständigen der Wasserwirt-
schaft (PSW) durchgeführt. http://www.lfu.bayern.de/wasser/sachverstaendige_was-
serrecht/index.htm    

 
2.2 Oberirdische Gewässer 

 
2.2.1 Oberflächenwasser und wild abfließendes Wasser 

 
Infolge von Starkregenereignissen kann es auch fernab von Gewässern zu Überflu-
tungen kommen.  
 
Die Vorsorge gegen derartige Ereignisse beginnt auf Ebene der Bauleitplanung.  
Die Entwässerungseinrichtungen sind so auszulegen, dass wild abfließendes Wasser 
schadlos abgeführt werden kann. 
 
Wir empfehlen bei der Aufstellung des Bebauungsplanes das Merkblatt DWA-M 119 
„Risikomanagement in der kommunalen Überflutungsvorsorge – Analyse von Überflu-
tungsgefährdungen und Schadenspotenzialen zur Bewertung von Überflutungsrisi-
ken“ sowie das DWA-Themenheft T1/2013 „Starkregen und urbane Sturzfluten - Pra-
xisleitfaden zur Überflutungsvorsorge“ zu beachten. 
 
Außengebietswasser sollte auch in der regulären Entwässerungsplanung grundsätz-
lich nicht in die Bebauung geleitet werden (z.B. Anlegen von Abfang- und Ableitungs-
gräben; Anlage von Gehölzstreifen oder Erosionsmulden in der landwirtschaftlichen 
Fläche oberhalb der Bebauung). 
 

3 Zusammenfassung 
 
  Zu dem Entwurf des Bauleitplanes bestehen aus wasserwirtschaftlicher Sicht keine 

Bedenken, wenn unsere Hinweise beachtet werden. 
 
 
Für entsprechende Beratung zu allen wasserwirtschaftlichen Fachfragen stehen wir gerne 
zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. 
 
Dr. Kurt Nunn 
Oberregierungsrat  
 
Verteiler: 
Landratsamt Augsburg    mit der Bitte um Kenntnisnahme 
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